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Beklagterfund'Revisionsbeklagterp_g;;

Der 90 Senat des BundesstialäeriChts hat ohne
mündliche.Verhandlung am 540'Juli 4975 durch

_)ü_
Vorsitzenden Richter Dr° B a'r e s_e l_5 Richteri '
Dra E c k e r und RiChter Drg'W"u l f h 0 r s t g_
soüie die ehrenamtlichen Richter S c h ö f i s c

h '

und S c h-ä f e r ' "i ' ' " '

für-Recht erkanntg

Das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 420 Februar 4974 wird aufgehoben()

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Iendessozialgericht zurück»

verwieseno ‘
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Der 1915 geborene Kläger war vor dem Wehrdienst als Fahrrad—

Elund Kraftfahrzeugsch1038er tätig? wurde als Soldat verwundet
und arbeitete nach dem Krieg als Landwirt9 Fuhrunternehmer9

Schlosser und zuletzt bis 1964 als Pächter einer Stehbier—
halleo Das Versorgungsamt anerkannte bei ihm "Schädigung der

Kniegelenksbänder rechts9 Narbe am linken Oberarm" als Schä-
digungsfolgen und lehnte eine Rentengewährung ab9 da die

üisChädigungsbedingte Kinderung der ErWerbsfähigkeit (MdB)

nicht mindestens 25 v°H„ betrage (Bescheid vom 17a Oktober

1951‚ bestätigt durch Beschwerdeausschuß—Entscheidung vom
50 ktober 1952)° Der Kläger begehrte mit der Berufung '

(alten Rechts) Rente nach einer MdB von 40 VOHo Das Ober—

versicherungsamt (OVA) Lüneburg sprach ihm eine solche Rente
ab 10 Juni 1951 zu° Aufgrund eines fachärztlichen Gutachtens

bewertete es die Erwerbsminderung "rein medizinisch" mit

55 voHo und erhöhte diese nach ä-50 Bundesversorgung5gesetz
(BVG) auf 40 voHc‚_9 weil der Kläger wegen der Khieverletzungsé

folgen nicht mehr in seinem erlernten Beruf als Autoschlosser
arbeiten könne (Urteil vom 170 März 1955)° Im Ausführungs—

bescheid_vom 15° April 1955 erweiterte das Versorgungsamt

die leidensbeseiehnungo Ein mit einer Verschlimmerung bez
gründeter NeufestStellungsantrag vom August 1967 wurde nach
einer Begutachtung abgelehnt9 außerdemeine Höherbewertung
äor_ßäE nach @ 50 Abs0 2 BVGdeshalbg.weil*das OVAbereits
ein besonders berufliches Betroffensein bei der Festsetzung

der MdB mit 40 VDHo berücksichtigt habe (Bescheid vom
20 November 1967)° Der Widerspruch wurde zurückgewiesen

j (Bescheid vom 270_November 1968)° Nachdem.im anschließenden
Rechtsstreit das Sozialgericht (SG) Lüneburg zwei Sachverw
ständige gehört hatte() erklärte sich der Beklagte in einem

Vergleich vom 150 Januar 1971 bereit, im Hinblick auf die
Darlegungen des Dr° 3_ vom selben Tag den Verschlim—5
merungsantrag des Klägers Zugleich als Antrag auf Erteilung
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eines Zugunstenbesche1des„ mit dem eine höhere Bewertung

der MdB nach 5 50 Abs° 2 BVG angestrebt wird anzuseheno__

Nach Ermittlungen über berufliche Tätigkeiten und Aus—
wirkungen der Schädigungsfolgen lehnte das Versorgungsamt

mit Bescheid vom 450 Juli 4974 eine Neufeststellung der_„_

Versorgungsbezüge ab? stellte fest9 die MdB nach 5 50 €

Abs° 4 und 2 BVG betrage weiterhin 40 VOH09und erweiterte

die Leidensbezeichnung° Mit Bescheid vom 46 Juli 4974

lehnte es einen Zugunstenbescheid nach 5 40 Abso 4 des
_Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegs0pferverw__[

sorgung (VeerG) ab? weil die MdB nach den Gutachten 50 VOHC
und unter Einbeziehung eines beruflichen Schadens.4o VCHo

{_
betrage und daher die rechtsverbindliche Entscheidung nicht

erkennbar unrichtig sei0 Der Widerspruch gegen diesen Be—.:p+:

scheid blieb erfolglos (Bescheid vom 270 September 4974)0
_

Das SG wies aufgrund einer Begutachtung die Klage ab (Urteil

vom 450 November 4972)° Mit der Berufung wiederholte ders/*fhi
Kläger seinen Antrag9 die angefochtenen Bescheide aufzuheben5'

und erweiterte die Verpflichtungsklage dahin3 daß der Beklagm

te durch einen Zugunstenbescheid unter Berücksichtigung be?
sonderen beruflichen Betroffenseins die MdBhöher bewerten
solle° Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung 74'°

zurückgewiesen (Urteil vom 420 Februar 4974)3 Die Klage sei

unzulässig9 denn nach 5 444 Abso 4 Sozialgerichtsgesetz (GGG)
binde das recht skräftige Urteil des OVA9 das teilweise

_
'

denselben Streitgegenstand wie_das nunmehr anhängige Begehren

des Klägers betreffe9 die Beteiligteno Dies verbiete eine.
erneute gerichtliche Entscheidung über denselben Ansprucha_
Wohl dürfe die Verwaltung grundsätzlich einen Zugunsten— [

bescheid (S40Abso 4 VeerG)? wie ihn der Kläger anstrebej
erteilen9 falls die frühere Entscheidung'unrichtig-sei9

hier die Entscheidung des OVA9daß die MdB nicht wegen bee
sonderen beruflichen Betroffenseins höher zu bewerten sei°

Aber dies sei nicht gerichtlichkontrollierbar°
- Das LSG

„hat die Revision zugelasseno _._ ‚„__ __ ___ „__; ___„
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Der
Kläger

rügt mit
der Revision eine unrichtige Anwendung

des 5 444 AbSo 4 SGGoDa der Beklagte den Erlaß eines
Zugunstenbescheides nicht mit der Begründung abgelehnt habe9

_einem solchen Verualtungsakt stehe die Rechtskraft der
'OVAPBntscheidung entgegenq sondern sich mit dem Vergleich
verpflicht

et habe über den Antrag aufgrund einer Überprü—

fung zu befinden‘) habe er auf die Wirkung der Rechtskraft
verzichtet0 Hier hätten Rechtssicherheit und ReChtsfrieden

gegenüber der materiellen Gerechtigkeit im Einzelfall
zurücktreten müsseno Die ReVision verweist—auf das Urteil

des 40 Senats des Bundessozialgeriehts (BSG) vom 28 Januar

4975 -—10RV475/74- ‘

Der Kläger beantragt? das Urteil des LSG aufzuheben und

den Rechtsstreit zur anderweitigen Verhandlung an das
Berufungsgericht zurückquerueiseno'

Der Beklagte hat keinen Antrag gestellt und von einen«

_
Erwiderung abge$ehen°

_Die Beteiligten haben sich mit einer_Entseheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärte“

IL. '

Die ReVision ist zuläs5i8 (5 462 Abs° 4 Nro 43 53 4649
466 SGG in der bis zum 540 Dezember 4974 geltenden Fas-

sung —
Art° III und VI des Änderungsgesetzes vom 500 Juli

49?4 —BGBl I 4625 —) Sie führt zur Aufhebung des ange—
fochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an
das LSG ‘

Das Berufungsgericht hat zu Unrecht die Klageabweisung_

mit der Begründung bestätigt‚ die Klage sei deshalb nicht

..5...
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zulässig; weil die Redhtskraft der 0VA—Entscheidung vom
_470 März 4955 nach 5 444 Abso 4 SGG einer gerichtlichen-—-0

Kontrolle der nunmehr angefochtenen Bescheide vom 460 Juli

4974 und 27° September 4974 entgegenstehe° Das LSG hätte

vielmehr — wie schon das SG —_sachlich prüfen müssen9 ob_

der Beklagte zu Unrecht die Erteilung eines Zugunstenn”""z

bescheides nach 5 40 Abso 4_VeerG abgelehnt hato Mangels
der tatsächli0hen Feststellungen„ die für ein solches Saché

urteil erforderlich wären2 muß die Sache an das Berufungse

gerieht zur Sachaufklärung sowie zur neuen Verhandlung und

Entscheidung zurückverWiesen werden (5 470 Abs° 2 Satz 2_
SGG)O

Im Prozeßvergleich vom 450 Januar 4974 (€ 404 Abso 4 SGG)

erklärte sich der Beklagte wegen neuer sachlicher Gesichtse_

punkte bereit({) einen Antrag auf Erteilung eines Zugunsten-;g;

bescheides anzunehmen(} und verpflichtete sich damit; über
__einen solchen Antrag neu zu entscheideno Damit wurden seine '

Bescheide vom 20 November 4967 und 27° November 4968
nach denen die MdB nicht wegen besonderen beruflichen Be—

troffenseins gemäß 5 50 Abs° 2 BVG höher als mit 40 vaHa_

zu bewerten ist9 gegenstandsloso . '

Ob die Erklärung des Beklagten als "Ver2i0ht auf die ReChts_
_araft" zu werten ist kann dahinsteheno Auch nach der — zu— ia

treffenden — Auffassung des LSG “kann" d ho darf die ;;„
Verual „ung "jederzeit" durch einen Zugunstenbescheid von
einem rechtsverbindlichen Verwaltungsakt (5 77 SGG @24

V01WVG) ab1:eichen° Redhtsverbindlich ist der Bescheid vom
470 Oktober 4954 in der Fassung„ die er durch das ab—5
ändernde 0VA-Urteil erhalten hat und.die in dem ergänzenden

Ausführungsbescheid vom 450 April 4955 zum AUSÖTUCkkommto_
Die Rechtskraft_der OVA—Entscheidung wirkt unter der Herr“

schaft des see gemäß5 444 Abso 4 sec fort (Velo 5 244 SGG5
BSG 443 999 402 = SozR Nro 8 zu 5 444 SGG; für Entschei—_„„
dungen des Reichsversicherungsamtes3 BSG 459 4849 485 =
SouR Nro 7 zu 5 444 SGG)ONach dieser Vorschrift binden
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rechtskräftige Urteile die_Beteiligten3 soweit über den Streit-

_gegenstand entschieden werden ist5 Das 0VA hat nach dem Ur—
iteilstenor entschieden3 daß dem Kläger Rente entsprechend

einer EdE um 40 WHo zu gewähren ist° Ob der Beklagte von
dieser Verpflichtung zugunsten des Klägers abweichen darf

undinuß9 ist gerichtlich nachprüfbaro

Allgemein darf und soll die Verwaltung nach 5 40 Abso 4
VeerG den Grundsatz der materiellen Gerechtigkeit auch
verwirklichen9 wenn.dieser in Kbnflikt mit Prinzipien der

Rechtssicherheit steht9 doh° einen solchen Zugunstenbescheid

erteilen; wenn eine rechtskräftige_oder rechtsverbindliche

Entscheidungmateriell unrichtig ist (BSG299 278„ 284 ff =
SozR Nr° 42 zu 5 40 VeerG; BSG 569 249_22_f = SozR Nr° 66

zu 5 50 BVG)o Eine solche neue Verwaltungsentscheidung ist

nicht ausgeschlossen(} falls das Rechtsverhältnis zuvor“
durch ein Gerichtsurteil redhtskräftig_gestaltet werden

ist° Davon geht auch das ISG aus° Dementsprechend verfahrt

allgemein die Verwaltungspraxisa wie der Vertreter der
beklagten Verwaltung im Revisionsverfahren 40 BV 455/7ä

Urteil des 40 Sbnats vom 220 Mai 49759 SozR 5900 5 40

_Kro 2) bestätigt hat° Dann muß auch die Entschließung der
1Verx:altuhg„

von einer rechtskräftig gestalteten Rechtsbe-

ziehung zugunsten des Antragstellers nicht abzuweicheng'

gerichtlich nachprüfbar sein° Das folgt zwingend aus dem

Verfassungsgrundsatz des Art° 49 Abs; 4 Satz 4 des Grund—)
gesetzes (GG) daß dem Bürger der Rechtsweg offen steht

falls er durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten’

verletzt wird Die entsprechende Generalklausel über‚die

Anfechtbarkeit von Verwaltungsakten ist für die Sozial—
gerichtSbarkeit in % 54Abso 4 und 2 SGG enthaltenj für

_die Anfechtung von Ermessensentscheidungen - wie dieje■ige

naeh @40 Abso4 VeerG—-auf Grunddes subjektiv-öffent—
.lichen Rechts auf fehlerfreie Ermessensausübung (Peters;

S:üitterfl—folff9 KommentarzurBezialgerichtsbarkeit9 $ 54a
Anno 2 fé? So 485/5 f) speziell begrenzt in 5 54 Absä ;”
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Satz 2 SGG° Auch der 101 Senat hat in seinem Urteil vom
____

221 Mai 4975die gerichtliche NachPriifbarkoit von "posi——_
tiven" ebenso wie von "negativen" Zugunstenbescheideng__„

d h° im zweiten Fall der Ablehnung einer Zugun$tené '1A;'_

entscheidung, uoa° damit begründet daß ein Ausschluß derl;
Gerichtsh0ntrblle mit den genannten Vorschriften unverein—

bar v:äro; in dieser Entscheidung wurde eine Klage gegen ' '

die Versegtng eines Zugunstenbescheides für solche Fälle

als zule'ssig erachtet, in denen die frühere Verwaltungs—

entscheidrng vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkoit
_migegriffen und das Gericht sverfahren durch einen Prozeß—s_

vergleich beendet 1.0rden waro Damit hat der 10 Senat sein

Urteil vera 280 Jcnuar 1975 — 10 EV 175/74 — (Sea R 1500
__}}_5 141 Nr1 2) ergänzt; nach diesem steht der

gerichtlichen"'

Nachprüfba mleit nicht entgegen, daß der fruhero Bescheid '

xon den die Verwaltung nicht abweichen will durch ein

rechtslzriftiges Urteil ber tätigt werden ist Der erlennende

Senat schließt sich dieser Rechtsprechung für Fälle der
ü_■_vorliegenden Art zn‚ in denen eine Leistung durch ein ab— "—

änderndes oder aufhebendes Urteil rechtskräftig zuerkannt_jj

werden ist und nun eine höhere leistung durch einen Zue __

gunstenbeschoid begehrt wird° Ergänzend wird auf die übereÜ}

zeugendcn Gründe der zitierten Urteile des 10° Senats‚ die

sich auf die bisherige Rechtsprechung des BSG stützenng02ug

genommen°

Die I'lage ist in solchen Fällen nicht etwa deshalb nach

5 141 SGGLnsulässig‚ weil wie das LSG meint (so schon

in Verfr ren 10 BV 175/74; auch in Breithaupt 1971, 1625

ebenso ISG Hamburg, Breithaupt 19719 168; mit teilweis

abweichender Begründung: Schleswig—Holsteinisches LSG‚
Breithaupt 1975‚ 486)‚ das OVA—Urteil wenigstens teilweise

denselben Stroitgegenstand wie das nunmehr anhängigc Ver—
_1ah1on betroffen hätte° Vor dem OVA war‚ entsprechend dem 1;-

■ntrag des Klägers (@ 55 der Verordnung über Gerschäftsgong'

und Verfah1en der Oberversicherungsämter
vom 24° 12 1911

— RGBl° I 1C95 —)‚ dem "erhobenen Anspruch" (jetzt;_a_125 SGG)‚

_ 8_—
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_über den entschieden werden ist (BSG 9‚_17919 ff; 449 999
I1O1)‚ streitige ob die Verwaltung dem Kläger zu Unrecht

eine Rente versagt und ob sie ihm Rente.nach einer MdB
üvon 40 v H° zu gewähren hatte° Dagegen ist jetzt streitign

ob der Beklagte einen Zugunstenbescheid über die Bewertung

der IIdE mit 50 V Ho statt mit 40 v Han d h° eine höhere

Leistung als die rechtskräftig zuerkannte nicht hat ab—

lehnen dürfen; Die Streitgegenstände beider Verfahren

sind nicht etwa deshalb —
teilweise

— dieselbenn weil

ein Zugunstenbesche1d
nur dann zu

erteilen ist wenn die
rechtsvcrbindliche Entscheidung eindeutig von Anfang an

_
unrichtig war° Dies ist gerade die Voraussetzung-dafür9 daß

fdie Verwaltung von
einer rechtskräftigen Gestaltung ah—

mreiChen darf und muß Dies muß naeh dem dargélégten Ver—

fo_8$ungsgrund3atz der Gerichtskontr011e zugänglich seine

hie die Gerichte der Sezialgerichtsharkeit als besondere
\erwaltungsgerichte (% 1 SGG) allgemein Zu prufen haben„
ob die Verwaltung reChtmäßig handelt9 kontrollieren sie

in Fällen der vorliegenden Art die Entscheidung nach 5 40
VeerG als Ausnahme von Rechtskraft_und Bindungswirkung9

so daß über die Leistungspflicht der Verwaltung gerade ohne
RücksiCht auf 5 141 SGG gerichtlich zu entscheiden ist;

Die entgegenstehende Ansicht stützt das LSG zu Unrecht auf
Fntscheidungen9 nach denen ein rechtskräftiges Urteil über

ie rechtliche VorauSSetzung eines später anhängig ge«
machten Anspruches (BSG 4 190 191) oder die völlige

___Deckungsgleichheit der Streitgegenstände in beiden Prozes—

sen (RGZ 160 1659 165) eine abweichende Beurteilung im

neuen Rechtsstreit vérbieten° Eine Klage ist im übrigen
_nicht immer dann wegen Rechtskraf wirkung unz.ulialssig_‚‚wenn

sich bereits ein_rechtskräftiges Urteil mit.einer-Vorausw"

setzung des neuerdings umstrittenen Anspruchs;befaßt hat”

(BSG44 99; BVerwG299 240„'245; BVerw
„ SammlungBuche

holz 510 5 121 VwGO Nr„ 8)° Die vom LSG zitierten Khmmene

tutoren der Verwaltungsgerichtsordnung befassen sich enÜe

weder überhaupt nicht mit der Rechtsfrage9 auf—die es daß

_ 9 „
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Berufungsgericht abstellt (Redeker/von Oertzen9 2° Auflo 196%

40 Aufl 19719 5 12% Anmerkung 15)9 oder nicht mit einer
Fallgestaltung wie der vorliegenden (Eyermann/Froehler9„„gÄ

59 Auf19 19719 6 Auf19 19749 5 1219Rsndnr9 50 b; Klinger9_
2o Aufl° 1964"9f5 1219 Anm D 5; Carl Hermann Ule9 Verwal-__

tungsprozeßrecht 4° Aufls 19669 39 2099 212) oder haben ihre

AnsiCht später aufgegeben (Schuhck/de Clerck9 20 Aufl 19679_
5 1219Anmo 3)s_Schließlich ist die Klage nicht etwa deshalb„

nach 5 141 SGG unzulässig9 weil in beiden Verfahren die Be—__

wertung der MdB naCh einem besonderen beruflichen Schaden'n

jeweils tréitgegenstand gewesen wäre° Die besondere berufliche_
Betroffenhcit9 nach der die MdB höher als im allgemeinen "7.

Erwerbslcben (% 30 Abs° 1 Satz 1 Halbs° 1 BVG vom 200 129 1950

— BGB191 791 —95 30 Abs; 1 BVG idF seit dem 1 NOG vom
..

'27 691960 — BGBl I 453——) zu bemessen ist (% 30 Abs9 2 BVG

idF seit dem 1 N0G)9 ist kein solbstand1g@r "Anspruch" im

Sinne des @123 SGG (% 322 ZPO)9 der den Streitgegenstand,
_bestimmt° Vielmehr stellt sie e1hen von zwei verschiedenen 7

Bewortungsmdßstäben für die elnhe1tllche MdB dar9 von deren
Höhe die zu beahspruchende Rente abhängt (5 30 Abso 1 und 29
% 31 Abss 1 und 29 € 32 BVG9 BSG 369 219 239 BSG SozR Nro 46

zu 5 30 BVG); der Maßstab des 5 30 Abs° 2 BVG1199F0 galt
schon9 als das OVA entschied9 wenn aueh nicht mit weiteren

Untertotbcständen9 die diesen Fall nach der damaligen Sach—

.lage nicht berühren (% 30 Abss 1 Satz 1 Halbsatz 2 BVG aFf9
BSG 159 208_9 209 f ; SozR Nr9 14 zu @ 62_BVG)

_

'Ba die Klage Zulässig ist9 muß das LSG sachliCh.prüfen9 ob—

die Bemessungder war mit-40 v„H9 unter Berücksichtigung
eines besonderen beruflichen Betroffenseins unrichtig.waro—

In rechtlicher Hinsicht ist folgendes zu beachteno_Allein
die Beeinträchtigung im allg&meinen Erwerbsleben9 vom OVA-„-

als "rein mediziniSche" Erwerbsminderung bezeichnet9 um ;„jß

35 vsHs hat nach 5-31 Abs° 2 BVG einen Rentenanspruch ent%

sprechend einer MdE.um 40 v9H9 zur Folge; nach dieser Vor—j

schrift umfassen die Hundertsätze des 5 31 Abso 19 die die„'
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_ 40 _

Rentenbeträge bestimmen; je eine um 5 V;H; geringere MdB;
Falls der Kläger außerdem-besonders beruflich betroffen ist;

muß sich dies in der Rentenhöhe auswirken; und das bedingt

__bei der üblichen Mindestbewertung des_entsprechenden MdB-
' Anteils mit ;0‘;.H. (Wilke/Wunderlich; BVG;4; Aufl; 4973;

S 50; Anm; III; 2; d; Vorberg/van Nuis; Das Recht der
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen; Bd; IV;'

4970 S; 40; BBG vom 8; 9; 4970 — 9 RV 504/69 —) einen
Rentenenspruch nach einer MdB um 50 V; H; Sch0n bei einer

Bemessung der HdE nach 5 50 Abs; 4 BVG n; F (% 50 Abs; 4

Satz 4 Halbs; 4 BVGa;F;) mit 55 v H;'ä}é1bt dies die
Sohnorboschädigteneigenschaft im Sinne des 5 40 Abs; 2;

€ 50 Abs; 3 BVG (ReichsverSOrgungsgericht 4; 85; BVerwG 44;

284; 286; 287; Wilke/Wunderlich; aaO;@54; Anm;111; vgl;
“auch LSG Baden—Lürttemberg; BVBl 4958; 45; BSG 6; 99; 400);

Falls indessen beim Kläger die MdBim allgemeinen Erwerbs-
l ben (jetztg ä'50 AbS; 4 BVG n;F;) zutreffend mit bloß

50 V;H; zu bewerten wäre (so der Gerichtsarzt Dr; S;

im Gutachten vom 44;5;4953); müßte das LSG beachten; daß
die in den Gründen des OVA—Urteils enthaltene Bemessung
mit 55 V;H;; die bereits die Entscheidungsformel trägt; bei

3er Erteilung eines Zuguhstenbescheides
— ebenso wie im

Fall einer wesentlichen-Änderung (BSG49; 45; 46 ff 3 SosR
Nr; 24 zu 5 62 BVG; BSG49; 77; 78 f = SozR Nr; 23 zu s 62
BVG;BSGSozRNr; 43 zu s_;0 BVG)- grundsätzlich nicht zu—
ungunsten des Klägers berichtigt werden darf (vgl; das zur
lerö- ientlichung bestimmte Urteil des erkennenden Senats vom

54;‚;4975 — 9 RV 554/75 — m; weit; Nachweisen); Derart ist
der Beklagte in der Begründung des nicht angefochtenen und

daher rechtsverbindlichen Bescheides vom 450 Juli 4974 ver;

fahren; indem er einen MdB—Anteil von 50 V;H;.nach 5-70 Abso
BVG um 40 V; H; aufgestockt hat; Diese Begründung

ist
nicht

in den auf S 62 Abs; 2 BVG bezogenen VerfügungssatZ; der
allein verbindlich ist; aufgenommen werden; stände aberfBuch
andoronfalls gerade einem Zugunstenbescheid nicht-entgegen;

Uber die aufgeworfene ReChtsfrage hat der Senat nicht

..44;..
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+44-

abschließend zu entscheiden? weil entsprechende Tatsachen
nicht festgestellt sind° Ob von dem OVA—Urteil vom 47050_
4955 wegen der späteren beruflichen Entwicklung des Klägers

abzuweichen ist9 ist in_diesem Verfahren noch nicht
geprüft wordeno

Dem LSG obliegt auch die Entscheidung über die außer—;

gerichtlichen Kbsten des Revisionsverfahrenso__i ij?i
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